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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und an-
derer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
 
Sehr geehrter Herr ,  
sehr geehrte Frau , 
 
vielen Dank für die Übersendung des Gesetzentwurfs mit Schreiben vom 29.8.2024 und die 
Gelegenheit zur Stellungnahme.  
 
Zu zwei Regelungskomplexen des Gesetzentwurfs haben uns Stellungnahmen erreicht, die 
wir Ihnen gerne weiterleiten möchten:  
 
Digitalisierung von Fahrzeugpapieren 
 

Eine Digitalisierung der Fahrzeugpapiere unterstützen wir grundsätzlich. Wir halten den An-
satz im Gesetzentwurf allerdings für unvollständig, da sich der Entwurf nur mit der Zulassungs-
bescheinigung Teil I (Fahrzeugschein) befasst. Regelungen zur Digitalisierung auch des Fahr-
zeugbriefs (Zulassungsbescheinigung Teil II) fehlen. Eine Begründung gibt es hierfür nicht. 
Wenn die Arbeit der Behörden wirklich erleichtert werden soll, muss auch der Fahrzeugbrief 
zum elektronischen Dokument werden. 
 
Unterbindung des sog. Punktehandels 
 

Die avisierten Änderungen zur Unterbindung des sog. Punktehandels sind grundsätzlich zu 
begrüßen, greifen aus Sicht der Straßenverkehrsbehörden sowie der für die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständigen Verwaltungen und Justizbehörden aber noch zu kurz. Sie 
bleiben zudem hinter den Empfehlungen des 62. Deutschen Verkehrsgerichtstags zurück, auf 
die der Gesetzentwurf Bezug nimmt:  
 
Für die Verbesserung der Verkehrssicherheit ist entscheidend, dass Verstöße gegen die Ver-
kehrsregeln effektiv geahndet werden (können). Eine Vielzahl von Verkehrsordnungswidrig-
keiten kann heute aufgrund des Eintritts der Verfolgungsverjährung nach drei Monaten nicht 
mehr verfolgt werden. Komplexere Ermittlungsverfahren, etwa gegen Unternehmen, müssen 
auf wenige nachgewiesene Verstöße reduziert werden. Schon die Ermittlung inländischer 
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Fahrzeugführer ist wegen der kurzen Fristen und der hohen Einsatzbelastungen der Polizei 
vielfach kaum noch möglich. Ermittlungen ausländischer Fahrzeugführer werden aufgrund der 
kurzen Fristen kaum noch vorgenommen. Die Behörden können ihrer gesetzlichen Pflicht zur 
Sachverhaltsaufklärung nach § 160 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG innerhalb der dreimonati-
gen Verjährungsfrist vermehrt nicht mehr nachkommen. Bußgeldentscheidungen auf Grund-
lage mangelnder Sachverhaltsaufklärung belasten zunehmend die Justizbehörden.  
 
Der 61. Deutsche Verkehrsgerichtstag hat bereits 2023 gefordert, die Verfolgungsverjährung 
allgemein auf mindestens sechs Monate anzuheben. Der 62. Deutsche Verkehrsgerichtstag 
2024 hat zudem gefordert, Verschleierungshandlungen zu bekämpfen, die die Wirkung buß-
geldrechtlicher Sanktionen schwächen, die Funktion des Fahreignungsregisters untergraben, 
Kraftfahrer nach wiederholt gravierenden Verkehrsverfehlungen von der Teilnahme Straßen-
verkehr auszuschließen, und die Rechtspflege beeinträchtigen.  
 
Konkret hat der Arbeitskreis IV des Deutschen Verkehrsgerichtstags dazu empfohlen, dem 
Punktehandel durch die Schaffung effektiver Sanktionsvorschriften entgegenzuwirken, die 
auch die Verhängung von Fahrverboten gegen die tatsächlichen Fahrzeugführer und die Ein-
tragung sowie Bewertung im Fahreignungsregister ermöglichen. Um gegen die tatsächli-
chen Fahrzeugführer überhaupt noch vorgehen zu können, hat er dabei erneut eine Verlänge-
rung der Verfolgungsverjährungsfrist bei Verstößen nach § 24 Abs. 1 StVG von drei auf min-
destens sechs Monate gefordert. 
 
Zur Umsetzung der Empfehlungen des Verkehrsgerichtstages, die wir unterstützen, ist   
§ 26 Abs. 3 Satz 1 (Artikel 1 Ziffer 10 des Gesetzentwurfs) daher wie folgt zu ändern:  
 
„Die Frist der Verfolgungsverjährung beträgt bei Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Absatz 1 
sechs Monate.“ 
 
Alternativ könnte § 26 Abs. 3 StVG auch ersatzlos gestrichen werden. Dann würde aufgrund 
der allgemeinen Verjährungsregeln in § 31 Abs. 2 OWiG die Frist der Verfolgungsverjährung 
für vorsätzliche Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Abs. 1 StVG ein Jahr betragen, für fahrlässige 
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 Abs. 1 StVG sechs Monate und für Ordnungswidrigkeiten 
nach § 24 Abs. 2 StVG drei Jahre. 
 
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Anmerkungen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 

 

 




